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Drucksache V/4278 


Bundesrepublik Deutschland 

Der Bundeskanzler Bonn, den 1 1. Juni 1969 

III/l — 68070 — E — Be 1/69 


An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Betr.: Unterrichtung der gesetzgebenden Körperschaften gemäß 
Artikel 2 des Gesetzes zu den Gründungsverträgen der 
Europäischen Gemeinschaften 
hier: Beamtenstatut in der 

Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft 


Gemäß Artikel 2 Satz 2 des Gesetzes zu den Verträgen vom 
25. März 1957 zur Gründung der Europäischen AVirtschafts- 
gemeinschaft (EWG) und der Europäischen Atomgemeinschaft 
(EAG) vom 27. Juli 1957 übersende ich als Anlage den Vor- 
schlag der Kommission der Europäischen Gemeinschaften für 

eine Verordnung des Rates zur Bestimmung der Verwen- 
dung der Guthaben des in Artikel 83 Absatz 1 des früheren 
Beamtenstatuts der Europäischen Gemeinschaft für Kohle 
und Stahl bezeichneten Versorgungsfonds. 

Dieser Vorschlag ist mit Schreiben des Herrn Präsidenten der 
Kommission der Europäischen Gemeinschaften vom 19. Mai 1969 
dem Herrn Präsidenten des Rates der Europäischen Gemein- 
schaften übermittelt worden. 

Die Anhörung des Europäischen Parlaments und des Wirt- 
schafts- und Sozialausschusses zu dem genannten Kommissions- 
vorschlag ist nicht vorgesehen. 

Der Zeitpunkt der endgültigen Beschlußfassung durch den Rat 
ist noch nicht abzusehen. 

Zur Information wird gleichzeitig die von der Kommission der 
Europäischen Gemeinschaften zu ihrem Vorschlag übermittelte 
Begründung beigefügt. 


Der Stellvertreter des Bundeskanzlers 

Brandt 


ruck-. Bonner Universitäts-Buchdruckerei, 53 Bonn 
lleinvertrieb : Dr. Hans Heger, 532 Bad Godesberg, 
Postfach 821, Goethestraße 54, Tel. 6 35 51 
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Vorschlag einer Verordnung des Rates 
zur Bestimmung der Verwendung der Guthaben des in Ar- 
tikel 83 Absatz 1 des früheren Beamtenstatuts der Europäischen 
Gemeinschaft für Kohle und Stahl bezeichneten Versorgungs- 
fonds 

(Von der Kommission dem Rat vorgelegt) 


DER RAT DER EUROPÄISCHEN 
GEMEINSCHAFTEN — 

gestützt auf den Vertrag zur Einsetzung eines 
gemeinsamen Rates und einer gemeinsamen Kom- 
mission der Europäischen Gemeinschaften und ins- 
besondere auf Artikel 24 dieses Vertrages, 

gestützt auf die Verordnung (EWG, EAG, EGKS) 
Nr. 259/68 des Rates vom 29. Februar 1968 zur 
Festlegung des Statuts der Beamten der Europä- 
ischen Gemeinschaften und der Beschäftigungsbedin- 
gungen für die sonstigen Bediensteten dieser Ge- 
meinschaften und insbesondere auf Artikel 2 Ab- 
satz 11 Unterabsatz 1 dieser Verordnung, 

auf Vorschlag der Kommission, 

nach Stellungnahme des Statutsbeirates, 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

Der Rat hat mit qualifizierter Mehrheit auf Vor- 
schlag der Kommission nach Anhörung des Statuts- 
beirates über die Verwendung der Guthaben der in 
Artikel 83 Absatz 1 des früheren Beamtenstatuts der 
Europäischen Gemeinschaft für Kohle und Stahl be- 
zeichneten Versorgungsfonds zu bestimmen. 

Die Guthaben des Fonds sind einerseits für Mit- 
telbindungen im Bereich der Anpassung (Artikel 56 
EGKS-Vertrag) und zur Verwirklichung der sozialen 
Ziele des EGKS-Vertrages und andererseits für eine 
soziale Wohnungsbaupolitik zugunsten der Beamten 
der Gemeinschaften zu verwenden. 

Zur Verwirklichung dieser Ziele ist es wichtig, 
daß die Verwaltung des Versorgungsfonds der Kom- 
mission der Europäischen Gemeinschaften übertra- 
gen bleibt — 

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN: 


Artikel 1 

Die Verwaltung des in Artikel 83 Absatz 1 des 
früheren Statuts der Beamten der Europäischen 
Gemeinschaft für Kohle und Stahl bezeichneten Ver- 
sorgungsfonds wird der Kommission übertragen. 

Artikel 2 

Die Guthaben des Versorgungsfonds sind wie 
folgt zu verwenden: 

a) bis zu 40 °/o der verfügbaren Guthaben für zins- 
verbilligte Darlehen sozialen Charakters zugun- 
sten einer Wohnungsbaupolitik für die Beamten 
der Gemeinschaften, 

b) bis zu einem Betrag in Höhe der verbleibenden 
60 % als Ausstattung zur Deckung der Mittelbin- 
dungen im Bereich der Anpassung (Artikel 56 
EGKS-Vertrag), und um gegebenenfalls zinsver- 
billigte Darlehen zur Verwirklichung der sozia- 
len und wirtschaftlichen Ziele des EGKS-Vertra- 
ges im Rahmen der in diesem Vertrag vorgese- 
henen Finanzgeschäfte zu gewähren. 

Artikel 3 

Falls die Kommission nach einem Zeitabschnitt 
von drei Jahren vom Zeitpunkt des Inkrafttretens 
dieser Regelung an gerechnet der Ansicht sein sollte, 
daß der in Artikel 2 Absatz a vorgesehene Anteil 
unzulänglich ist, so wird die Aufteilung der Gut- 
haben des Fonds erneut geprüft. 

Artikel 4 

Diese Verordnung ritt am in Kraft. 

Diese Verordnung ist in allen Teilen verbindlich 
und gilt unmittelbar in jedem Mitgliedstaat. 


Geschehen zu Brüssel, am 
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Im Namen des Rates 
Der Präsident 
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Anhang 


Protokoll der Beratungen des vorläufigen Statutsbeirates betreffend die 
Anwendung von Artikel 2 Absatz 11 der Verordnung Nr. 259/68 des Rates 

vom 29. Februar 1968 


Der ordnungsgemäß befaßte Statutsbeirat hat auf 
seiner 36. Sitzung in Brüssel am 25. September 1968 
folgende Stellungnahme angenommen: 

„Der vorläufige Statutsbeirat, 

hat den beiliegenden vom Vertreter der Kommission 
unterbreiteten und vertretenen Vorschlag zur Kennt- 
nis genommen, der die Anwendung von Artikel 2 
Absatz 1 1 der Verordnung Nr. 259/68 des Rates vom 
29. Februar 1968 betrifft, wonach die Verwendung 
der in Artikel 83 Absatz 1 des früheren EGKS-Beam- 
tenstatuts bezeichneten Guthaben des Versorgungs- 
fonds vom Rat mit qualifizierter Mehrheit auf Vor- 
schlag der Kommission nach Anhörung des Statuts- 
beirates festzulegen ist“. 

Die Vertreter des Europäischen Parlaments, des 
Allgemeinen Sekretariats des Rates, des Gerichts- 
hofes der Europäischen Gemeinschaften und des 
Wirtschafts- und Sozialausschusses haben gefordert, 
Punkt 3, 3) dieses Dokument möge wie folgt geän- 
dert werden: 

„Insoweit, als der unter Punkt 1 oben vorgesehene 
Anteil als unzulänglich erachtet werden sollte, wird 
die Aufteilung der Guthaben des Fonds, so wie sie 
oben vorgesehen ist, bei Ablauf eines Zeitabschnitts 


von drei Jahren vom Inkrafttreten dieser Regelung 
an gerechnet, Gegenstand einer neuen Prüfung sein“. 

Da die Vertreter der Personalvertretungen der 
Ansicht sind, daß der Teil des Fonds, den man für 
die Wohnungsbaupolitik zugunsten des Personals 
der Gemeinschaften zu verwenden beabsichtigt, auf 
keinen Fall dem echten Bedarf entsprechen könne, 
meinen sie, daß zumindest zwei Drittel des Fonds 
für diese Politik bereitgestellt werden müßten. 

Sie beantragen daher, Punkt 3 des beigefügten 
Dokuments wie folgt zu ändern: 

1. Für die beiden als zinsverbilligte Darlehen sozia- 
len Charakters verfügbaren Drittel des Fonds für 
eine Wohnungsbaupolitik für die Beamten der 
Gemeinschaften ; 

2. unverändert; 

3. insoweit, als der unter Punkt 1 oben vorge- 
sehene Anteil als unzulänglich erachtet werden 
sollte, ist die wie oben festgelegte Aufteilung 
des Fonds Gegenstand einer neuen Prüfung 
bei Ablauf eines Abschnittes von drei Jahren 
vom Zeitpunkt des Inkrafttretens dieser Rege- 
lung an gerechnet. 
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Begründung 


In Artikel 2 Abs. 11 der Verordnung (EWG, EAG r ! 
EGKS) Nr. 259/68 des Rates wird bestimmt: 

„Der Rat bestimmt auf Vorschlag der Kommission*; j 
der nach Anhörung des Statutsbeirates unterbreitet 
worden ist, mit qualifizierter Mehrheit über die Ver- 
wendung der Guthaben des in Artikel 83 Abs. 1 
des früheren Statuts der Beamten der Europäischen 
Gemeinschaft für Kohle und Stahl genannten Ver- 
sorgungsfonds". 

Der Satutsbeirat ist gehört worden und hat seine 
Stellungnahme am 25. September 1968 abgegeben. 
Diese Stellungnahme ist den Präsidenten aller Or- 
gane mitgeteilt worden. 

Der beigefügte Vorschlag der Kommission gibt An- 
laß zu folgenden Erläuterungen: 

I. Am 30. Juni 1968 setzten sich die Guthaben des 
EGKS-Versorgungsfonds, die mit einer Summe von 
25 509 315 RE festgestellt worden waren, wie folgt 
zusammen: 

— einen Betrag von 6 540 872 RE, der darstellt: 

— die Beträge, die beim Inkrafttreten des Statuts 
(1. Juli 1956) auf dem Pensionskonto eines 
jeden einzelnen Beamten bei der Versor- 
gungskasse des Personals der EGKS gestan- 
den haben, 

— und die von den Beamten entrichteten Bei- j 
träge von 

7 °/o des Grundgehalts vom 10. August 1952 

bis 30. Juni 1956, j 

7,5 % des Grundgehalts vom 1. Juli 1956 bis , 
31. Dezember 1961 1 ), 

6 °/o für die nach dem 1. Januar 1962 ein- ! 

gestellten Beamten. 

— einem Betrag von 18 364 022 RE, der darstellt: 

— die von den Organen bezahlten Beiträge. 

Im Gesamtbetrag des Guthabens des Fonds machen 
die mit 3,5 °/o gutgebrachten Zinsen einen Betrag 
von 4 526 010 RE aus. 

II. Die Guthaben des EGKS-Fonds sind durch 
Beschluß der Hohen Behörde dazu verwendet wor- 
den, um den Beamten des EGKS-Statuts zusätzlich 
Darlehen zu gewähren, die dazu bestimmt sind, 
ihnen die Finanzierung des Baus oder des Erwerbs 
oder des Umbaus einer Wohnung zu erleichtern. 

Im Rahmen dieses Beschlusses, nach dem die Zu- 
weisung von höchstens 10% der Guthaben des 

J ) Die Beamten, die bereits vor dem 1. Januar 1962 im 
Dienstverhältnis standen, konnten nach diesem Zeit- 
punkt ihre Versorgungsregelung durch Beibehaltung 
ihres Beitrages von 7,5 % zum Versorgungsfonds auf- 
rechterhallen. 


Fonds für diesen Zweck vorgesehen war, hatte die 
Hohe Behörde Darlehen an EGKS-Beamte vergeben, 
deren Beträge am 30. Juni 1968 1 800 392 RE aus- 
machten. 

Auf Grund des Inkrafttretens des Einheitsstatuts 
für die Beamten der Europäischen Gemeinschaften 
kann die Darlehensregelung nicht mehr in ihrer 
derzeitigen Form beibehalten werden, doch glaubt 
die Kommission, daß eine neue Lösung, durch die 
die Wohnungsbaupolitik für alle Beamten der 
Organe der Gemeinschaft gefördert wird, ermittelt 
und festgelegt werden müsse. 

Der soziale Nutzen einer solchen Politik für das 
Personal ist offensichtlich und bedarf keiner beson- 
deren Erläuterung. 

Auf Grund der sehr beträchtlichen Erhöhung (Zahl 
um 10 vervielfacht) der Beamten, für die diese 
Politik gelten sollte, dürfte es, zumal aus den nach- 
stehenden Gründen eine proportioneile Erhöhung 
der für diese Politik bereitzustellenden Fondsmittel 
nicht vorgeschlagen werden kann, angemessen 
sein, diesen Anteil des Fonds auf mindestens 40 % 
der Guthaben des Fonds festzulegen. 

III. Die Kommission sieht sich im übrigen zur 
Zeit schwierigen Pro» leinen im Zusammenhang mit 
der Zunahme von Anpassungsanträgen nach Arti- 
kel 56 des EGKS-Yertrages und auf Finanzierung 
von gemeinschaftlichen Aktionen im Bereich der 
Umstellung und Forschung gegenüber, die in Ge- 
bieten zu entwickeln sind, in denen sich für die 
Umstellung der Kohle- und Stahlindustrie Pro- 
bleme ergeben. 

Die finanziellen Reserven der früheren Hohen Be- 
hörde lassen es nicht zu, zur Zeit an eine völlige 
Deckung der neuen Ausgabenbindungen zu den- 
ken, die in den obengenannten Gebieten vorzuneh- 
men sind. 

Um eine Lösung für die Verwendung der Gut- 
haben des Versorgungsfonds zu finden und — unter 
Beachtung einer gerechten Verteilung ■ — alle hier 
gegenwärtigen Interessen zu berücksichtigen, wird 
vorgeschlagen, die verbleibenden 60 % des Fonds 
als Ausstattung zur Deckung der Mittelbindungen 
für Anpassungsmaßnahmen (Artikel 56 EGKS-Ver- 
trag) und zur Gewährung zinsverbilligter Darlehen 
im Hinblick auf die Verwirklichung der sozialen 
und wirtschaftlichen Ziele des EGKS-Vertrags ver- 
wenden. 

Die Kommission glaubt bei ihrer Entscheidung für 
die in ihrem Vorschlag wiedergegebene Aufteilung 
auf diese Weise — angesichts der zur Verfügung 
stehenden Mittel — angemessen den auf den be- 
zeichnten Gebieten bestehenden Bedürfnissen zu 
entsprechen. 
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